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Drucksache IV/1212 


Sdiriftlidier Beridit 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung 
verschiedener Anhänge zur Verordnung Nr. 3 über die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer und zur Verordnung Nr. 4 
zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 

— Drucksache lV/1199 — 


A. Bericht des Abgeordneten Becker 


Der Vorschlag für eine Verordnung zur Ände- 
rung verschiedener Anhänge zur Verordnung Nr. 3 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitneh- 
mer und zur Verordnung Nr. 4 zur Durchführung 
und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 gründet sich 
auf Artikel 51 des EWG-Vertrages. Die Verordnung 
bezieht sich lediglich auf eine Änderung der An- 
hänge zu den Verordnungen Nr. 3 und Nr. 4. Diese 
Anhänge sind gemäß Artikel 50 der Verordnung 
Nr. 3 beziehungsweise Artikel 5 Abs. 3 der Ver- 
ordnung Nr. 4 Bestandteil der Verordnungen. 

Artikel 2 und 3 der Vorlage betreffen die Ände- 
rung zu dem Anhang D im Verhältnis Bundesrepu- 
blik Deutschland einerseits und Belgien und Frank- 
reich andererseits. Es handelt sich um normative Be- 
stimmungen aus den zweiseitigen Abkommen über 
Soziale Sicherheit, die an die Stelle der entspre- 
chenden Vorschriften der Verordnung Nr. 3 treten. 
Der Ausschuß stimmte den Änderungen mit der 
Maßgabe zu, daß durch sie keine Verschlechterun- 
gen für die Versicherten eintreten. 

Durch Artikel 4 der Vorlage wird der Anhang G 
zur Verordnung Nr. 3 teilweise neugefaßt. An- 
hang G enthält u. a. die Sonderbestimmungen für 
die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften. 
Unter Buchstabe A wird die Abgrenzung für die 
Übernahme von Leistungsverpflichtungen in Anleh- 
nung an das Fremdrentengesetz vorgenommen; 
Buchstabe B enthält die Bestimmungen für die An- 


rechnung von Zurechnungszeiten; Buchstaben G, D 
und E enthalten die Bestimmungen für die Berech- 
nung der Rente in bestimmten Fällen (Nichtberück- 
sichtigung von Pflichtversicherungsbeiträgen der 
ersten fünf Kalenderjahre, Berechnung der Rente 
nach dem vor dem 1. Januar 1957 geltenden Recht, 
Zusammentreffen einer Rente aus der deutschen 
Rentenversicherung mit einer ausländischen Unfall- 
rente). 

Buchstabe F enthält die Grundlage für die Bildung 
eines Ausgleichsfonds für die Fälle einer außerge- 
wöhnlichen Belastung für einzelne Träger der Kran- 
kenversicherung, Die Vorlage sieht vor, daß über 
den Ausgleich auf Antrag die Verbindungsstelle für 
die Krankenversicherung entscheidet und vor der 
Entscheidung die anderen Spitzenverbände der 
Krankenversicherung zu hören sind. Anläßlich der 
Beratung des Allgemeinen Abkommens vom 7. De- 
zember 1957 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Belgien über Soziale 
Sicherheit und des Abkommens vom 25. April 1961 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Griechenland hat der Ausschuß für 
Sozialpolitik in seiner 42. Sitzung am 20. Februar 
1963 beschlossen, die gleichlautenden Vorschriften 
— Artikel 2 ider Zustimmungsgesetze — wie folgt 
zu ändern: 

„Uber den Ausgleich entscheidet auf Antrag der 

Bundesverband der Ortskrankenkassen in seiner 
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Eigenschaft als Verbindungsstelle (Krankenver- Deutschland — Frankreich. Es handelt sich um Durch- 
sicherung) im Einvernehmen mit den anderen führungsvorschriften aus dem zweiseitigen Ver- 
Spitzenverbänden der Krankenversicherung." tragswerk, die im Zusammenhang mit den Vorschrif- 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß Buchstabe F die im Anhang D enthalten sind. 

Nr. 1 Satz 3 diese Fassung erhalten sollte. Nach den Neufassungen der Anhänge ist in der 

Buchstäbe G enthält die Berlin-Klausel. Vergangenheit bereits verfahren worden. Die Ande- 

Buchstabe H enthält die Vorschriften zur Durch- rungen treten in der Regel rückwirkend vom 1. Ja- 
führung der Rentnerkrankenversicherung in den ‘959 an mit dem Tage der Veröffentlichung 

Fällen, in denen eine Mitgliedschaft zur deutschen Verordnung im Amtsblatt der Europäischen 

Krankenversicherung nicht begründet wird. Die Gemeinschaften in Kraft. 

Artikel 6 bis 9 betreffen eine Neufassung der An- übrigen sollte die Bundesregierung bei dem 

hänge 2, 3, 4 und 5. Diese Anhänge haben aus- weiteren Verfahren auf eine Behebung der sprach- 
schließlich formelles Recht zum Inhalt und bestim- liehen Mängel hinwirken, 
men den zuständigen Träger, den Träger des Wohn- 
orts und den Träger des Aufenthaltsorts, die Ver- Der Ausschuß für Sozialpolitik bat in seiner Sit- 
bindungsstellen und die zuständigen Träger in be- zung am 26. April 1963 beschlossen, dem Plenum 
stimmten Fällen. Artikel 10 enthält eine Neufas- vorzuschlagen, die Vorlage mit den aufgeführten 
sung des Anhangs 6 im Verhältnis Bundesrepublik Maßgaben zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 30. April 1963 


Becker 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungsvorschlag — Drucksache IV/1199 
— zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 26. April 1963 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Becker 

Vorsitzender Berichterstatter 
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